
Weise hergestelltes Vervielfältigungsstück nachträglich 
zu unerlaubten Zwecken verwendet wird, ist zwar 
immer gegeben; sie ist aber verschieden groß je nach 
der Form des zu benutzenden Werkstückes. Durch § 15 

Abs. 2 LitUrhG sollte seinerzeit die Möglichkeit geschaffen 
werden, Abschriften von urheberrechtlich geschützten 
Werken für den Privatgebrauch herzustellen, und zwar 
hauptsächlich eigenhändige Abschriften. Die zahlen­
mäßig unbedeutenden mechanischen Vervielfältigun­
gen aus der Entstehungszeit des LitUrhG, die, soweit es 
auf die Vervielfältigung von Musikwerken ankam, 
auch nur Reproduktionen der Notenschrift, nicht des 
Klangbildes des Werkes waren, sind nicht im ent­
ferntesten mit dem kleinen Wunderwerk an Wieder­
gabetreue zu vergleichen, das jedes bespielte oder be­
sprochene Tonband darstellt. Dieses ist ein Verviel­
fältigungsstück, bei dem — dies trifft in ganz beson­
derem Maße für den häufigen Fall der Bandaufnahme 
von Musikstücken zu — die Gefahr einer späteren 
mißbräuchlichen Verwendung ungleich höher ist als 
bei allen Wiedergaben nach einem früheren Stand der 
Technik; bei ihm liegt die Möglichkeit, daß der Zweck 
der Wiedergabe für den Gebrauchenden zwar in erster 
Linie ein persönlicher,, daneben aber „eventuell noch 
ein anderer“, d. h. ein über den privaten Bereich des 
Vervielfältigenden hinausgehender ist, sehr nahe. Mit 
anderen Worten: das Magnettonband ist ein infolge 
seiner Gestalt und seiner exakten Wiedergabe des auf­
genommenen Werkes zur Urheberrechtsverletzung ob­
jektiv besonders geeignetes Mittel, Bei der Heimton­
bandaufnahme ist eine Kontrolle des jeweiligen 
Zweckes der Aufnahme und deren anschließender Ver­
wendung mit großen Schwierigkeiten verbunden. 
Schon aus diesem Grunde bestehen erhebliche Beden­
ken dagegen, dieses Vervielfältigungsverfahren ohne 
weiteres unter den Schutz des § 15 Abs. 2 LitUrhG zu 
stellen.

Anders ist die Rechtslage bei der Tonbandaufnahme 
im Betrieb des Staatlichen Rundfunkkomitees. Es ist 
bereits dargelegt worden, welchem Zweck die Funk­
tonbandaufnahme dient. Von einer Gefahr der miß­
bräuchlichen Verwendung des Bandes kann hier keine 
Rede sein. Wenn das Staatliche Rundfunkkomitee für 
seinen Eigengebrauch Bandaufnahmen herstellt und 
aufbewahrt, dann stets mit dem Verantwortungs­
bewußtsein gegenüber Autoren, Komponisten und aus­
übenden Künstlern, das bei dem privaten Besitzer 
eines Selbstaufnahmegerätes nicht von vornherein ge­
geben ist. Daß bei einer mit Hilfe des Tonstreifens ver­
anstalteten Wiederholung der Sendung den Berechtig­
ten auch eine entsprechende Vergütung gezahlt wird, 
versteht sich von selbst. Es kann daher gleichgültig 
sein, ob die an dem zu sendenden Werk Berechtigten 
mit der Funktonbandaufnahme einverstanden sind 
oder nicht, denn die Vervielfältigung erfolgt hierbei 
unter Umständen, die eine Anwendung des § 15 Abs. 2 
LitUrhG gestatten.

Bei der Heimtonbandaufnahme ist aber noch ein 
zweiter Gesichtspunkt zu beachten, und dieser dürfte 
der ausschlaggebende sein. Erinnern wir uns der Fülle 
von neuen Möglichkeiten der Vervielfältigung und 
Verbreitung von Kulturgut, die seit der Jahrhundert­
wende erfunden und weiterentwickelt worden sind. 
Schallplatte, Rundfunk und Tonfilm haben Rechts­
fragen ausgelöst, die zum Teil heute noch lebhaft um­
stritten sind. Die heutigen Wiedergabemöglichkeiten 
durch Schnellphotokopie, Mikrofilm und Tonband sind 
wohl die deutlichsten Zeichen und nur die vorläufigen 
Endpunkte einer Entwicklung, welche im Zuge der 
ständigen Erweiterung und Differenzierung der mate­
riell-technischen Basis unseres Lebens allein durch 
die jenseits allen herkömmlichen Verlagswesens sich 
vollziehende allgemeine Ausnutzung der neuartigen, 
leicht zugänglichen Reproduktionsmittel zu einer Mas­
senherstellung von technisch vollendeten Werk­
stücken und damit zu einer tatsächlichen Vergesell­
schaftung von Urhebergut in einem bisher ungekann- 
ten Ausmaß führen wird. Nun ist es aber einer der 
tragenden Grundsätze unseres Urheberrechts, den Kul­
turschaffenden an der Verwertung ihrer Werke einen 
wirtschaftlichen Anteil zu sichern, der dem Umfang 
der allgemeinen Nutzung des von ihnen geschaffenen 
oder durch nachschöpferische Leistung vermittelten 
Kulturgutes wenigstens annähernd entspricht. Dieser 
Grundsatz würde weitgehend durchlöchert werden,

wenn unter § 15 Abs. 2 LitUrhG ohne weiteres auch die 
Heimtonbandaufnahme fallen würde, zumal diese bei 
massenhafter Verwendung bereits vorhandene Mög­
lichkeiten der Verwertung von Urhebergut, wie z. B. 
den Schallplattenvertrieb, einschränken dürfte.3)

Selbstverständlich kann weder dem Rundfunkhörer, 
der im Besitz einer Magnetbandanlage ist, zugemutet 
werden, sich wegen jeder einzelnen Aufnahme wegen 
des Urheberanteils mit den an der Sendung Berech­
tigten in Verbindung zu' setzen, noch kann es dem Be­
rechtigten zugemutet werden, seine Rechte gegenüber 
allen diesen Rundfunkhörern selbst wahrzunehmen. 
Vielmehr kommen dafür hauptsächlich diejenigen 
Organisationen der Kulturschaffenden in Frage, deren 
Zweck gerade die Sicherung des Urheberanteils bei der 
allgemeinen Nutzung von Kulturgut ist. In erster 
Linie ist hier die Anstalt zur Wahrung der Auffüh­
rungsrechte (AWA) zu nennen, die die Gebühren für 
die Aufführung von Musikwerken einzieht und pau­
schal auf die ihr angeschlossenen Künstler verteilt. 
Audi für den Betrieb von Magnetbandanlagen müßten 
Pauschalsätze festgelegt und eingezogen werden, und 
zwar am besten durch die Post, wie das bereits bei 
der Entrichtung der Rundfunkgebühren geschieht.

Was die Höhe der Tonbandgebühren anbelangt;, muß 
klar unterschieden werden, ob der Besitzer der Mag­
netbandanlage "diese lediglich zum persönlichen Ge­
brauch oder auch darüber hinaus betreiben will. Soll 
die Aufriahme über den persönlichen Bereich hinaus 
Verwendung finden, muß die Gebühr entsprechend 
höher sein; deshalb müssen die oben dargelegten 
Grundsätze über die Grenzen der Vervielfältigung zum 
persönlichen Gebrauch bei der Gebührenbemessung 
beachtet werden. Bei der Heimtonbandaufnahme ist 
bei der endgültigen Gebührenbemessung einerseits zu 
berücksichtigen, daß praktisch stets nur ein Bruchteil 
aller Rundfunksendungen für die Aufnahme verwen­
det wird, und andererseits, daß nicht nur Rundfunk­
sendungen, sondern • auch andere Urheber- bzw. lei­
stungsrechtlich geschützte Werke mit Hilfe des Selbst­
aufnahmegeräts fixiert werden können, wie z. B. eine 
Schallplattenaufnahme. Näher kann hier auf die Frage 
der Höhe der Tonbandgebühr nicht eingegangen wer­
den.

Schließlich ist auch zu bedenken, daß die hier vor­
geschlagene Lösung der Tonbandfrage sich nicht hem­
mend auf den Absatz und überhaupt auf die Produk­
tion der Tonbandgeräte auswirken darf, da vor allem 
deren technische Weiterentwicklung zu neuen Preis­
senkungen führt und damit immer weiteren Kreisen 
der Bevölkerung die mit der Erfindung des Magneto­
phons ermöglichte intensivere Teilnahme am Kultur­
schaffen erschließt. Deshalb erscheint es nicht ratsam, 
von den Betrieben, die diese Geräte hersteilen oder 
vertreiben, ebenfalls Urhebergebühren zu fordern. Aus 
diesem Grund muß auch vor einer verfrühten Einfüh­
rung der Gebührenpflicht für den Betrieb von Magnet­
bandanlagen gewarnt werden. Die Einziehung von 
Tonbandgebühren erfüllt erst dann ihren Zweck, wenn 
die allgemeine Nutzung von Urhebergut mit Hilfe des 
Tonbandes einen solchen Umfang angenommen hat, 
daß sie gegenüber bereits vorhandenen Werknutzungs­
formen wie z. B. dem Schallplattenspiel wirklich ins 
Gewicht fällt. Noch ist es nicht ganz so weit. Eine so­
fortige Einführung der Gebührenpflicht für Bandauf­
nahmen würde noch im Widerspruch stehen zu dem 
derzeitigen Stand der Produktivkräfte, die dem hier 
in seinen urheberrechtlichen Auswirkungen bespro­
chenen neuen Vervielfältigungsverfahren zugrunde 
liegen. Dementsprechend würde auch das vereinzelte 
Einschreiten eines Urheber- oder Leistungsberechtigten 
gegen einen sich in den Grenzen des Rechts der Ver­
vielfältigung zum persönlichen Gebrauch haltenden 
Tonbandamateur eine unnötige Ausnutzung einer for­
malen Rechtsstellung bedeuten,. Mit den Vorarbeiten 
aber für die Regelung des Tonbandproblems sollten die 
verantwortlichen Stellen schon jetzt beginnen; sie lei­
sten auch dadurch einen nicht unwesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der Rechtsstellung unserer Kulturschaf­
fenden einerseits und zur Sicherung der maximalen 
Befriedigung der ständig wachsenden kulturellen Be­
dürfnisse der Gesellschaft andererseits.

3) Ob das Tonband die Schallplatte Jemals ganz verdrängen 
wird, erscheint allerdings zweifelhaft.
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